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Inhalt: Geſetz über die Errichtung neuer Landeskulturämter, S.619. — Geſetz zur Ergänzung der Ge 
jebe, betreffend die vorläufige Regelung des Staatshaushalts für das Rechnüngsjahr 1920, vom 
6. Mai, 24. Juni und 21. Contest 1920, ©. 620. — Geſetz, betreffend Einführung einer Alters, 
grenze, S. 621. 


(Ar. 12006.) Geſetz über die Errichtung neuer Landeskulturämter. Vom 25. November 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſehloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1. 

1. Für die Provinzen Pommern und Schleswig⸗Holſtein wird je ein be- 
ſonderes Landeskulturamt errichtet. 

2. Der Sitz dieſer Landeskulturämter wird durch Geſetz beſtimmt. 


982. 

a) (1) Die an die Provinz Oftpreußen angrenzenden Teile der Provinz 
Weſtpreußen werden dem Geſchäftsbezirke des Landeskulturamts für die 
Provinz Oſtpreußen zugeteilt. ; 

(2) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die nicht unter Abſ. 1 
fallenden Teile der Provinz Weſtpreußen ſowie die deutſch bleibenden 
Teile der Provinz Poſen dem Geſchäftsbezirk eines der angrenzenden 
Landeskulturämter zuzuteilen; dabei find die ganz oder zum Teil deutſch 
bleibenden Kreiſe Schlochau, Flatow, Deutſch Krone, Schneidemühl; 
Kolmar i. Po., Czarnikau, Filehne, Schwerin a. W., Meſeritz, Bomſt 
und Frauſtadt (die Grenzmark) dem Geſchäftsbezirk eines und desſelben 
Landeskulturamts zuzuteilen. : 

() Sobald fich das Bedürfnis nach einem in dieſem Gebiete be- 
findlichen Landeskulturamt ergibt, wird es innerhalb der Grenzmark 
errichtet. ; 
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b) Das Staatsminiſterium wird ferner ermächtigt, dem Geſchäftsbezirke 
des Landeskulturamts für die Provinz Sachſen das Gebiet des Kreiſes 
Herrſchaft Schmalkalden und dem Geſchäftsbezirke des Landeskulturamts 
für die Provinz Heſſen⸗Naſſau den Kreis Wetzlar zuzulegen. 


5 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Landwirtſchaft, 


Domänen und Forſten beauftragt. 
Berlin, den 25. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12007.) Geſetz zur Ergänzung der Geſetze, betreffend die vorläufige Regelung des Staats⸗ 
haushalts für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai, 24. Juni und 21. Sep⸗ 
tember 1920 (Geſetzſamml. S. 159, 359 und 431). Vom 14. Dezember 1920. 


— 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Artikel. 
Im einzigen Artikel des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. 
S. 431) zur Ergänzung der Geſetze, betreffend die vorläufige Regelung des Staats- 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai und 24. Juni 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 159 und 359) wird ſtatt der Worte „für die Monate April bis 
Dezember 1920“ geſetzt „für die Monate April 1920 biss März 1921”. 


Berlin, den 14. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Lüdemann. 
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Nr. 12008.) Geſetz, betreffend Einführung einer Altersgrenze. Vom 15. Dezember 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: f 


91. 

Unmittelbare Staatsbeamte, ſoweit ſie nicht richterliche Beamte oder Lehrer 
an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen ſind, und Volksſchullehrer treten mit dem 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahrs zunächſt folgenden 1. April oder 
1. Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 


9 25 
(1) Richterliche Beamte treten mit dem auf die Vollendung des 68. Lebens- 
jahrs zunächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 
(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen 
Hochſchulen von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden. 


8 ` 
() Dieſes Geſetz findet auch auf Beamte Anwendung, die ſich im einſt⸗ 
weiligen Ruheſtande befinden. 
(2) Jedoch bleiben die vermögensrechtlichen Anſprüche der auf Grund des 
8 32 des Geſetzes über die Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. 
S. 101) in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Beamten mit der Maßgabe 
unberührt, daß an die Stelle des Wartegeldes ein Ruhegehalt gleicher Höhe tritt. 


94. 
Dieſes Geſetz findet auf Hofbeamte im Sinne des § 1 der Verordnung 
über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 
1919 (Geſetzſamml. S. 45) Anwendung. 


© 

() Volksſchullehrer im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen Beamten, auf 
die das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885/10. Juni 1907 Geſetzſamml. S. 298 
und S. 133) Anwendung findet. 

(2) Richterliche Beamte im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen Beamten, 
auf die das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige 
Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 
1851 Geſetzſamml. S. 218) Anwendung findet, und die Mitglieder des Ober- 
verwaltungsgerichts ſowie die Mitglieder des Landeswaſſeramts. 

® 
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§ 6. 18 50 
Das Geſetz findet auch Anwendung auf die nr und Lehrerinnen an 
den von Patronaten unterhaltenen höheren SONR au u höheren Madden- 
ſchulen und an den ſtädtiſchen Mittelſchulen. 


NA 
() Auf Staatsminiſter findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 
(2) Dasſelbe gilt von den Beamten der evangeliſch⸗kirchlichen Verwaltung. 
(3) Auf die unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrer in der 
Provinz Oberſchleſien findet das Geſetz bis auf weiteres keine Anwendung. 


§ 8. 

Auf Antrag des Fachminiſters kann das Staatsminiſterium für einen 
einzelnen Beamten die Wirkung der im § 1 dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen 
Altersgrenze bis zu einem ſpäteren Zeitpunkte, jedoch nicht über den Zeitpunkt 
hinaus, der nach § 1 maßgebend wäre, wenn dort die Altersgrenze auf das 
68. Lebensjahr feſtgeſetzt wäre, hinausſchieben, wenn das Intereſſe des Staats⸗ 
dienſtes die Fortführung des Amtes durch ihn erfordert. 


8 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes können durch Orts⸗ (Provinzial oder 
anderes ) Statut auch für Kommunalbeamte in Kraft geſetzt werden. 


§ 10, 

Dieſes Gefeb t tritt mit dem 1. April 1921 in Kraft und findet zu dieſem 

Zeitpunkt auch auf diejenigen Beamten Anwendung, die die Altersgrenze bereits 
überſchritten haben. 


Berlin, den 15. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Oeſer. Lüdemann. 
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